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Ar. 7323.) Geſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kur⸗ 
. fürſten von Heſſen. Vom 15. Februar 1869. 


i Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


al mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: ö : 


ya 


Sämmtliche, nach Maaßgabe des Vertrages vom 17. September 1866. 
dem ehemaligen Kurfürſten Friedrich Wilhelm von Heſſen belaſſene Nutznießungs⸗ 
und Forderungsrechte, nebſt den bereits fälligen, noch nicht abgeführken, ſowie 
den künftig fälligen Hebungen aus ſolchen, werden hierdurch mit Beſchlag be⸗ 
legt, ingleichen das geſammte, hierunter nicht mitbegriffene Vermögen des Kur⸗ 
fürſten, und zwar ohne Unterſchied, ob über die hier bezeichneten Objekte feit 
dem 17. September 1866. bereits Verfügungen des Kurfürſten, namentlich Ver⸗ 
iußerungen oder Ceſſionen an Dritte, ſtattgefunden haben oder nicht. 


„ | 


Die nach $. 1. der Beſchlagnahme unterliegenden Gegenſtände, ſoweit fie 
ſich nicht bereits in Preußiſcher Verwaltung befinden, find von den damit zu 
beauftragenden Behörden in Beſitz und Verwaltung zu nehmen. 
Se In Ausübung der Eigenthums⸗ und der Nutzungsrechte an dieſen Ob⸗ 
jekten wird der Kurfürſt durch die verwaltenden Behörden mit voller rechtlicher 
Wirkung vertreten. Ausſtehende Forderungen ſind bei Eintritt der Fälligkeit 
durch die verwaltenden Behörden einzuziehen. 
Aus den in Beſchlag genommenen Objekten und Revenüen find, mit Aus⸗ 
ſchließung der Rechnungslegung an den Kuürfürſten, die Koſten der Beſchlag⸗ 
nahme und der Verwaltung, ſowie der Maaßregeln zur Ueberwachung und 
Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen des Kurfürſten und 
feiner Agenten zu beſtreiten. Verbleibende Ueberſchüſſe find einem beſonderen 
Depositum zuzuführen. ; 
Jahrgang 1869. (Nr. 7323-7324.) 42 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Februar 1869. 


Verfügungen Beſchlagnahme unterliegende 
Gegenſtände, insbeſondere ſind ohne rechtliche 
Wirkſamkeit. e 

Zahlungen, welche der Beſchlagnahme zuwider erfolgen, ſind als nicht 
geſchehen, und Kompenſationsrechte auf Grund ſolcher Handlungen, welche nach 
Publitatton dieſes Geſetzes vorgenommen werden, als nicht entſtanden zu er⸗ 
achten. Die Ablieferung von Gegenſtänden, welche der Beſchlagnahme unter⸗ 
worfen ſind, an den Kurfürſten oder nach deſſen Anweiſung zieht die Verbind⸗ 
lichkeit zur vollen Erſatzleiſtung nach ſich. ö 


RR | §. 4. f 
Die Wiederaufhebung der Beſchlagnahme kann dritten gutgläubigen Er⸗ 


1 


werbern und Ceſſionarien (F. 2.) gegenüber durch Königliche Anordnung, in 
allen übrigen Fällen nur durch Geſetz erfolgen. 
§. 5. = 


Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes, welches mit dem Tage der 
Publikation in Kraft tritt, wird dem Finanzminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 5 
Königlichen Inſiegel. 


8 Gegeben Berlin, den 15. Februar 1869. i 
| (L. S.) Wilbelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulen burg. 
er | Leonhardt. „ 


“ 


J 


# 


EN (Ir. 7324.) Geſetz, betreffend eine Abänderung der Beſchlagnahme - Verordnung vom 
OHREN 2. März 1868. Vom 15. Februar 1869. VVA 


. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen 36 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unferer Monarchi 
was folgt: f | 
x N 5 | 


Die Wiederaufhebung der durch die Verordnung vom 2. März 186 
ausgeſprochenen Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg kann dritte 


Bi 


gu läubigen Erwerbern und Ceſſionarien ($. 2. der Verordnung vom 2. März 1868.) 
gegenüber durch Königliche Anordnung, in allen übrigen Fällen nur durch Geſetz 
e 10 Der $. 4. der Verordnung vom 2. März 1868. wird hiernach ab- 

geändert. a i 


in $. 2. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1869. 


1 (L. S.) Wilhelm. 
Sr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 4 


(Fr. 7325.) Bekanntmachung, betreffend die von den Häuſern des Landtages ertheilte Geneh⸗ 
migung zu der Verordnung vom 2. März 1868., betreffend die Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens des Königs Georg. Vom 15. Februar 1869. 


5 Ne die auf Grund des Artikels 63. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 
31. Januar 1850. erlaſſene Verordnung vom 2. März 1868. (Geſetz-Samml. 
S. 166. 167.), die Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg betreffend, 
von beiden Häuſern des Landtages genehmigt worden iſt, wird dies hierdurch 
bekannt gemacht. 5 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


Das Staatsminiſterium. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(r. 782473260 a „„ (Nr. 7326.) 


Lr. 73260 Privilegtum wegen Kreirung einer zweiten Emiſſton auf jeden Inhaber lau 
i 8 tender Obligationen für die Stadt Spandow, Regierungsbezirk Potsdam, 
im Betrage von 60,000 Thalern. Vom 4. Januar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Spandow mit Genehmigung der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Beſtreitung außerordent⸗ 
licher Ausgaben für Kommunalbedürfniſſe, namentlich zur Ausführung noth⸗ 
wendiger Bauten und zur Regelung des geſammten Schuldenzuſtandes der Stadt, 
außer den bereits durch Unſer Privilegium vom 22. März 1858. kreirten Stadt⸗ 
Obligationen von 50,000 Thalern, ein ferneres Anlehen von 60,000 Thalern 
aufnehmen und zu dieſem Zwecke weitere, auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
ſcheinen verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Ge⸗ 
mäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von ſechszig Tauſend Thalern 
Spandower Stadt⸗Obligationen II. Emiſſion, welche nach dem anliegenden Schema 
in 600 Apoints zu 100 Thalern auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich 
zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane durch Auslooſung oder Ankauf innerhalb längſtens fünf und 
zwanzig Jahren von Zeit der Emiſſion zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der 
Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 
Seitens des Staats zu bewilligen. g ö 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ©: 


Gegeben zu Berlin, den 4. Januar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


e 


Provinz Brandenburg, Regierungsbesirt Potsdam. 


(Stadtwappen.) 


Spandower Stadt⸗Obligation 


II. Emiſſion 


über 
Ein hundert Thaler Preußiſch Kuraut 
le lan, 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten 186. 


Geſez Sammlung von 186. Seite ) 


Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums vom en 86. aufge⸗ 


Die Stadtgemeinde Spandow behält ſich das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds Behufs größerer Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch um⸗ 
laufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. a 
. Den Gläubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu. 
3 Die ausgelooſten, beziehentlich gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummern, ſowie des Termins, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
0 Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermin in 
dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und in dem Staats⸗ 
Anzeiger. Jedesmal, wenn eines dieſer Blätter eingehen ſollte, wird nach Be⸗ 
ſlimmung der Königlichen Regierung ein entſprechendes anderes Blatt ge⸗ 
wählt on | 
is zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zurückzugeben i 
wird daſſelbe in halbjährlichen Terminen, ee 2. Januar und 55 1. Jul 5 
heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich verzinſt. 
Gr. 7326.) 1 Die 


Die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen erfolgt gegen bloße Rück 

110 dieſer Schuldverſchreibung, beziehungsweiſe der ausgegebenen Zinskupons, 

ei der Stadt⸗Hauptkaſſe in Spandow in der nach dem Eintritt des Fälligkeits⸗ 

termins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden, nicht erhobenen Zinſen 
verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Spandow. 

Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand 
erworben werden, ſo ſollen auch die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedes⸗ 
mal durch die oben bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht werden. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die auf 
die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 
1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An⸗ 
wendung: 
a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma- 

giſtrate zu Spandow gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte 
und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem 
Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen des Magiſtrats 
findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Potsdam ſtatt / 

p) das im $. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem hieſigen 
Königlichen Kreisgericht; 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die 
ausgelooften Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im $. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten 

achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Kupons durch Vor⸗ 
zeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut , nach 
Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 
vorgekommenen Zinsſcheine gegen e ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ... halbjährliche Zinskupons aus⸗ 
gegeben „die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 
werden. 5 
„Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadt⸗Haupt⸗ 
kaſſe in Spandow gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen au 

Ur 


N 


haber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 


Zaur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 

Stadtgemeinde Spandow mit ihrem Vermögen und ihrer geſammten Steuerkraft. 

0 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 

Spandow, den . ten 

| (Trockener Stempel.) 

Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiftrats- 
mitgliedes.) 


Eingetragen Kontrolbuch Hierzu find Kupons IF 
Fol een nebſt Talon ausgereicht. 


Der Kaſſenkurator. a 5 
Rendant der Stadt⸗Hauptkaſſe. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 
i ere 
Zinskupon MM... 
über an 
zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen Zinfen 
i der i 
Stadt⸗Obligation 
II. Emiſſion e 
‚A über Einhundert Thaler. 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am ten. 


18. die halbjährlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation . mit zwei Thalern 


funfzehn Silbergroſchen aus der Stadt⸗Hauptkaſſe in Spandw. 
1 Spandow, iii ans Bn: a 
Se 925 (. Trockener Stempel.) a 
u id V•JJVV „5 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtrats⸗ 
. 8 Fr mitgliedes.) 5 
Nie 2 2 2 * Y 
Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geda nicht innerhalb. vier Jahren nach 


Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er 
geworden, erhoben wird. ü 


1 den 
a 1 
404 1 BU 


Spandower Obligation 
II. Emiſſton M..... 
über Einhundert Thaler à fünf Prozent verzinslich. EB 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbenann⸗ 
ten Obligation die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18. 


bei der Stadt⸗Hauptkaſſe in Spandow, ſofern nicht von dem Inhaber der 
Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 


Spandow, den en.. 18. 


Ban (. Trockener Stempel.) 


ol N | Der Magiſtrat. | ya 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtra 
. N mitgliedes.) \ 1 


Redigirt im Bureau des Stagts-Miniſterluns 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckeres 
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